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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Lohnsteuerliche Behandlung unentgeltlicher oder ver- 
billigter Mahlzeiten im Betrieb 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hauser (Bad Godes- 
berg), Dr. Frerichs, Leicht, Müller (Remscheid), 
Dr. Böhme, Dr. Jenninger, Höcherl und Genossen 
- Drucksache VI/2694 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


1. Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß eine höhere 
steuerliche Belastung zahlreicher Arbeitnehmer - entweder 
durch den direkten Lohnsteuerabzug oder indirekt durch lohn- 
steuerlich bedingte Erhöhungen der Preise des Kantinenessens - 
vermieden werden sollte? 


Steigt der ortsübliche Wert der Kantinenmahlzeit - sei es durch 
Qualitätsverbesserung, sei es durch die Entwicklung der Preis- 
verhältnisse -, so führt das in der Regel zu einem entsprechend 
höheren lohnsteuerpflichtigen Betrag, wenn die von den Arbeit- 
nehmern aufzubringende Eigenleistung nicht in gleichem Um- 
fang angepaßt wird. Ob und in welchem Maße diese steuerliche 
Mehrbelastung vermieden werden kann, wird im Rahmen der 
Steuerreform entschieden werden. 


2. Hält es die Bundesregierung für tunlich, daß 

a) die in Abschnitt 15 der Lohnsteuer-Richtlinien enthaltene 
Verwaltungsanweisung weiterhin angewandt wird, nachdem 
der Bundesfinanzhof bereits in einem Urteil vom 5. Februar 
1965 (Bundessteuerblatt III S. 302) Zweifel an der Rechts- 
gültigkeit dieser Regelung geäußert hat, da hierfür keine 
Rechtsgrundlage zu erkennen sei oder 

b) eine gesetzliche Grundlage für diese Verwaltungsanweisung 
geschaffen wird, so wie auch die Erlasse über die Gewährung 
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von Steuervergünstigungen für Investitionen im Zonenrand- 
gebiet innerhalb angemessener Frist durch gesetzliche Vor- 
schriften ersetzt worden sind, nachdem die Rechtsprechung 
auf das Fehlen ausreichender Rechtsgrundlagen dieser Er- 
lasse verwiesen hatte? 


a) Der Bundesfinanzhof hat in seinem Urteil vom 5. Februar 
1965 (BStBl. III S. 302) die Rechtsgrundlage für die Verwal- 
tungsanweisung in Abschnitt 15 Abs. 1 der Lohnsteuer-Richt- 
linien zwar angezweifelt, aber ausdrücklich davon abge- 
sehen, diese Frage abschließend zu prüfen. Aus diesem 
Grunde ist es vertretbar, diese Regelung zunächst weiterhin 
anzuwenden. 

b) Die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage vor der Steuer- 
reform hält die Bundesregierung nicht für erforderlich. Ein 
Vergleich mit den Erlassen im Rahmen des Zonenrandför- 
derungsprogramms ist nicht möglich. Dort hatte der Bundes- 
finanzhof in seinem Urteil vom 9. Juli 1970 (BStBl. II S. 696) 
nicht nur Bedenken geäußert, sondern klar entschieden, daß 
die Erlasse keine Rechtsgrundlage hatten. 


3. Hält die Bundesregierung an ihrer Auffassung fest, daß der 
geltende Freibetrag von 1,50 DM seinem Charakter als Verein- 
fachungsmaßnahme auch unter den heutigen Verhältnissen noch 
gerecht werde und daß kein unmittelbarer Zusammenhang zwi- 
schen dem Vereinfachungsbetrag und den gegenwärtigen Preis- 
verhältnissen bestehe, obwohl es auf Grund eines gemein- 
samen Ländererlasses für die Zeit nach dem 30. September 1969 
wegen der Höhe des üblichen Mittelpreises der Mahlzeit am 
jeweiligen Verbrauchsort bei Lohnsteuer-Außenprüfungen zu- 
mindest teilweise zu detaillierten Berechnungen der einzelnen 
Kostenbestandteile und zu eingehenden Diskussionen über den 
Wert der Mahlzeiten zwischen den Arbeitgebern und der Finanz- 
verwaltung kommt? 


Es ist richtig, daß es auf Grund der Ländererlasse für die Zeit 
nach dem 30. September 1969 teilweise zu Einzelberechnungen 
zur Feststellung des üblichen Mittelpreises des Verbrauchsorts 
für den Wert der Mahlzeiten gekommen ist. Der Arbeitgeber 
ist jedoch weiterhin berechtigt, für die Mahlzeiten statt des orts- 
üblichen Mittelpreises die anteiligen Beträge der für die Gewäh- 
rung der freien Station festgelegten amtlichen Sachbezugswerte 
zugrunde zu legen. In diesem Fall erspart er sich die Einzelbe- 
rechnung. 

Die Bundesregierung ist aber der Auffassung, daß der Frei- 
betrag von 1,50 DM seinem Charakter als Vereinfachungsmaß- 
nahme auch heute noch gerecht wird. Der Vereinfachungseffekt 
ist zwar in den Fällen geringer geworden, in denen das Mittag- 
essen unentgeltlich oder nur mit einer sehr geringen Eigenlei- 
stung des Arbeitnehmers ausgegeben wird. Zahlt jedoch der Ar- 
beitnehmer einen verhältnismäßig hohen Betrag zu, so ist eine 
Vereinfachung zweifellos auch derzeit noch gegeben. 


4. Hält die Bundesregierung an ihrer Auffassung fest, der Frei- 
betrag bei der Gewährung unentgeltlicher oder verbilligter 
Mahlzeiten im Betrieb solle aus mittelstandspolitischen Uber- 
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legungen nicht erhöht werden, obwohl inzwischen auch mittel- 
ständische Unternehmen dazu übergehen, ihren Mitarbeitern 
durch den Bezug fertiger Mahlzeiten verbilligte Verpflegung zu 
bieten und im übrigen mittelständische Unternehmen, die nicht 
über eigene Einrichtungen zur Beköstigung ihrer Arbeitnehmer 
verfügen, diesen durch die Ausgabe von Essenmarken einen 
Zuschuß zum Mittagessen gewähren können? 

Es ist richtig, daß auch mittelständische Unternehmen in gewis- 
sem Umfang dazu übergehen, ihren Mitarbeitern selbst verbil- 
ligt eine Verpflegung anzubieten oder an sie Essenmarken aus- 
zugeben. Es darf aber nicht übersehen werden, daß dies in 
weiten Bereichen der mittelständischen Wirtschaft noch nicht 
möglich ist. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, den in Abschnitt 15 der Lohn- 
steuerrichtlinien festgelegten und seit 1957 unveränderten Frei- 
betrag vor dem Inkrafttreten der Steuerreform auf eine gesetz- 
liche Grundlage zu stellen und den Freibetrag angemessen zu 
erhöhen? 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß angesichts der Recht- 
sprechung des BFH die Regelung in Abschnitt 15 Abs. 1 der 
Lohnsteuer-Richtlinien auf eine gesetzliche Grundlage gestellt 
werden soll, daß aber eine Gesetzesänderung noch vor der 
Steuerreform nicht sinnvoll ist. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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